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EINLEITUNG 

Dieser Bericht präsentiert die ersten Ergebnisse der Standard-Eurobarometer-Befragung 84 (EB84), 
die vom 7. bis 17. November 2015 in 34 Ländern oder Gebieten durchgeführt wurde1: in den 28 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU), in den fünf Kandidatenländern (ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, Türkei, Montenegro, Serbien und Albanien) und in der türkisch-
zyprischen Gemeinschaft in dem Teil des Landes, der nicht von der Regierung der Republik Zypern 
kontrolliert wird. 

Dieser Bericht zu den ersten Ergebnissen stellt eine Auswahl von Daten zu Themen wie der 
europäischen politischen Situation und der Wirtschaft vor. Er wird gemeinsam mit den Ergebnissen 
der Standard-Eurobarometer-Fragen veröffentlicht, die im Anhang aufgeführt sind. 

Der umfassende Bericht mit der Analyse aller Ergebnisse des Standard-Eurobarometers vom Herbst 
2015 setzt sich aus mehreren Teilen zusammen. Im ersten Teil werden die wichtigsten Tendenzen 
der öffentlichen Meinung in der Europäischen Union zu politischen und wirtschaftlichen Fragen 
vorgestellt. Drei weitere Teile befassen sich mit der Meinung der Europäer zu folgenden Themen: die 
Prioritäten der Europäischen Kommission, die Europäische Staatsbürgerschaft und die 
Mediennutzung in der Europäischen Union.  

Die Standard-Eurobarometer-Befragung vom Herbst 2015 (EB84) wurde einige Tage nach der 
Veröffentlichung der europäischen Wirtschaftsprognose vom Herbst 20152 durch die Europäische 
Kommission durchgeführt. Diese Prognose bestätigt, dass sich die Wirtschaft der Europäischen 
Union auf dem Weg der Erholung befindet.  

Für das gesamte Jahr 2015 wird ein BIP-Wachstum von 1,9% in der EU und von 1,6% im Euroraum 
erwartet, was eine Verbesserung im Vergleich zu der im Herbst 2014 veröffentlichten Prognose 
(1,5% bzw. 1,1%) darstellt. Zudem wird für 2016 mit einem BIP-Wachstum von 2,0% in der EU und 
1,8% im Euroraum mit einer weiteren leichten Verbesserung gerechnet. Die Arbeitslosenquote in der 
EU ist zwar weiterhin relativ hoch, setzt aber den 2013 begonnenen Abwärtstrend fort: mit 9,3% im 
Oktober 2015 war die Arbeitslosigkeit niedriger als im Oktober 2014 (-0,8 Prozentpunkte im 
Vergleich zu zuvor 10,1%)3. Auch für den Euroraum ist ein ähnlicher Abwärtstrend zu beobachten 
(10,7%, -0,8 Prozentpunkte im Vergleich zu zuvor 11,5%).  

Die Flüchtlingskrise ist im Sommer 2015 in eine neue Phase eingetreten: mehr als 100.000 
Menschen monatlich kamen im August, September und Oktober über den Seeweg nach Europa4. 
Somit sind 2015 bereits nahezu 900.000 Flüchtlinge und Migranten über den Seeweg in die EU 
eingereist ‒ im Vergleich zu 216.054 im Jahr 2014. In seiner Rede zur Lage der Union am 9. 
September 20155 hob Jean-Claude Juncker die entscheidende Bedeutung dieser Frage für die EU 
hervor: „Die Flüchtlingskrise hat und muss jetzt höchste Priorität haben.“ Bei hochrangigen 
internationalen Tagungen sowie während der Sitzung des Europäischen Rates am 15. Oktober 
2015 6  wurden neue Ansätze und Orientierungen zur Bewältigung dieser Flüchtlings- und 
Migrationskrise diskutiert.  

Am 13. November7 wurde Paris von den seit dem Zweiten Weltkrieg schwersten Terroranschlägen in 
Frankreich getroffen, denen 130 Menschen zum Opfer fielen. Der Islamische Staat bekannte sich zu 
diesen Anschlägen.  

																																																								
1 Die genauen Daten der Feldarbeit in den einzelnen Mitgliedstaaten finden Sie in den technischen Hinweisen im Anhang. 
2 http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/eeip/pdf/ip011_en.pdf  
3 http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Unemployment_statistics#Main_statistical_findings  
4 http://data.unhcr.org/mediterranean/regional.php  
5 http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-15-5614_de.htm 
6 http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2015/10/16-euco-conclusions/  
7 Diese Anschläge wurden während der Feldarbeit zur hier analysierten Befragung (die vom 7. bis 17. November 2015 durchgeführt 
wurde) verübt, wobei weniger als ein Viertel der Interviews nach den Anschlägen geführt wurde (6.390 von insgesamt 27.681 Interviews 
in der EU).  
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Einige Tage nach Abschluss der Feldarbeit war Frankreich Gastgeber der UN-Klimakonferenz 2015 
(21st Conference of the Parties, COP 21), bei der über 145 Staats- und Regierungschefs anwesend 
waren.  

Seit der Standard-Eurobarometer-Befragung vom Frühjahr 2015 haben in Lettland, Dänemark, 
Griechenland, Portugal und Polen nationale Wahlen stattgefunden. Am 8. November 2015, 
unmittelbar nach Beginn der Feldarbeit, fanden auch in Kroatien nationale Wahlen statt.  

Der vorliegende Bericht konzentriert sich auf die Ergebnisse für die 28 EU-Mitgliedstaaten und ist in 
fünf Teile gegliedert. Der erste Teil analysiert, wie die Europäer ihre politischen Institutionen 
wahrnehmen, und betrachtet dabei sowohl die nationalen Regierungen und Parlamente als auch die 
EU und ihre Institutionen. Er untersucht zudem, ob die EU-Bürger das Gefühl haben, dass ihre 
Stimme in der EU zählt. Teil zwei widmet sich den wichtigsten Problemen der Europäer auf 
nationaler und europäischer Ebene. Der Bericht analysiert, wie die Befragten die aktuelle 
wirtschaftliche Lage wahrnehmen, welche Erwartungen sie an die nächsten zwölf Monate hegen 
und welche Einstellung sie zum Euro haben. Der vierte Teil befasst sich mit dem Thema der 
Europäischen Staatsbürgerschaft, während sich Teil fünf auf die Meinung der Europäer zu 
vorrangigen Themen und dabei insbesondere zu Investitionen, Industrie, Handel und Einwanderung 
konzentriert. 
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Die angewandte Methodik entspricht dem Vorgehen bei den Standard-Eurobarometer-Befragungen, 
die von der Generaldirektion Kommunikation (Referat „Strategie, Corporate Communication-
Maßnahmen und Eurobarometer“) durchgeführt werden8. Im Anhang zu diesem Bericht befinden 
sich technische Hinweise zu den Interviews, die von den Mitgliedsinstituten des Netzwerks TNS 
Opinion & Social durchgeführt wurden. Dort sind auch die Konfidenzintervalle angegeben9. 

Hinweis: Dieser Bericht verwendet die offiziellen Abkürzungen für die einzelnen Länder. Die 
Bedeutungen der in diesem Bericht verwendeten Abkürzungen lauten wie folgt: 

 
    

    

Belgien BE Litauen LT 
Bulgarien BG Luxemburg LU 
Tschechische Republik CZ Ungarn HU 
Dänemark  DK Malta MT 
Deutschland DE Niederlande NL 
Estland EE Österreich AT 
Irland IE Polen PL 
Griechenland EL Portugal PT 
Spanien ES Rumänien RO 
Frankreich FR Slowenien SI 
Kroatien HR Slowakei SK 
Italien IT Finnland FI 
Republik Zypern CY * Schweden SE 
Lettland LV Vereinigtes Königreich UK  

    

Türkisch-zyprische Gemeinschaft CY (tcc) 
    

Albanien AL Türkei TR 
Montenegro ME Serbien RS 
Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien (EJRM) MK ** 

    

Europäische Union – gewichteter Durchschnitt für die 28 Mitgliedstaaten EU28 
BE, FR, IT, LU, DE, AT, ES, PT, IE, NL, FI, EL, EE, SI, CY, MT, SK, LV, LT Euroraum 
BG, CZ, DK, HR, HU, PL, RO, SE, UK Nicht-Euroraum 

 
* Zypern als Ganzes ist einer der 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Der „Acquis communautaire“ 
(gemeinschaftlicher Besitzstand) ist jedoch in dem Landesteil aufgehoben, der nicht von der Regierung der 
Republik Zypern kontrolliert wird. Aus praktischen Gründen werden daher nur die Interviews, die im von der 
Regierung der Republik Zypern kontrollierten Landesteil geführt wurden, in der Kategorie „CY“ ausgewiesen 
und für den Durchschnitt der EU28 berücksichtigt. 

** Vorläufige Abkürzung, die in keiner Weise den endgültigen Namen dieses Landes vorwegnehmen soll, der 
nach Abschluss der derzeit bei den Vereinigten Nationen laufenden Verhandlungen beschlossen wird.  

 

Wir möchten den Menschen in der gesamten Europäischen Union danken, 

die sich die Zeit genommen haben, an dieser Befragung teilzunehmen. 

Ohne ihre aktive Beteiligung wäre diese Studie nicht möglich gewesen. 

  

																																																								
8 http://ec.europa.eu/public_opinion/index_en.htm 
9 Die Ergebnistabellen befinden sich im Anhang. Wir möchten darauf hinweisen, dass die in den Tabellen dieses 
Berichts angegebene Gesamtprozentzahl 100% übersteigen kann, wenn die Befragten die Möglichkeit hatten, 
zu einer Frage mehrere Antworten zu geben. 
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I. DIE EUROPÄER UND DIE POLITISCHEN INSTITUTIONEN 

1 Das Bild der Europäischen Union: Trend 

Während sich das Bild der Europäer von der EU im Ergebnis der Befragungen vom Herbst 2014 und 
Frühjahr 2015 als vorwiegend positiv erwies, ist es derzeit erneut überwiegend neutral: 37% der 
Europäer assoziieren ein positives Bild mit der EU (-4 Prozentpunkte seit Frühjahr 2015), während 
38% ein neutrales Bild von ihr haben (unverändert). Der Anteil der Europäer, die ein negatives Bild 
mit der EU verbinden, ist auf 23% gestiegen (+4), nachdem er im Ergebnis der vier 
vorangegangenen Befragungen kontinuierlich zurückgegangen war. 
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2 Das Bild der Europäischen Union: nationale Ergebnisse  

In 11 Mitgliedstaaten (im Vergleich zu 15 im Frühjahr 2015) ruft die EU bei den Befragten 
überwiegend ein positives Bild hervor. Die Länder, in denen die meisten Befragten ein positives Bild 
von der EU haben, sind Rumänien (57%), Polen (55%), Irland (54%), Litauen (53%) und Kroatien 
(51%). In 15 Ländern (im Vergleich zu zuvor 10) verbindet die Mehrheit der Bevölkerung ein 
neutrales Bild mit der EU, während die Befragten auf Zypern und in Österreich (wie bereits im 
Frühjahr 2015) mehrheitlich ein negatives Bild von der EU haben.  

In 24 Mitgliedstaaten geht der Anteil der Befragten zurück, bei denen die EU ein positives Bild 
hervorruft, was sich in Estland (36%, -13 Prozentpunkte), in Deutschland (34%, -11) und in der 
Tschechischen Republik (27%, -10) am deutlichsten zeigt.  
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3 Vertrauen in nationale Regierungen und Parlamente und in die 
Europäische Union: Trend 

Das Vertrauen in die Europäische Union hat seit dem Frühjahr 2015 abgenommen (32%, -8 
Prozentpunkte). Dabei vertrauen allerdings weiterhin etwas mehr Befragte der EU als den 
nationalen politischen Institutionen. Auch das Vertrauen in die beiden abgefragten nationalen 
Institutionen geht im Vergleich zum Frühjahr 2015 zurück, die Verluste fallen jedoch im Vergleich 
zum Vertrauensrückgang in die EU geringer aus: 28% der Europäer geben an, ihrem nationalen 
Parlament eher zu vertrauen (-3). 27% sagen dies über ihre nationale Regierung (-4). 

Gleichzeitig nimmt der Anteil der EU-Bürger zu, die der EU eher nicht vertrauen (55%, +9 
Prozentpunkte). Auch im Hinblick auf die nationalen Parlamente (64%, +2) und die nationalen 
Regierungen (66%, +3) steigt der Anteil derjenigen, die diesen „eher nicht vertrauen“ ‒ wenn auch in 
geringerem Maße.  
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4 Meine Stimme zählt in der Europäischen Union: Trend  

Der Anteil der Europäer, die zustimmen, dass ihre Stimme in der Europäischen Union zählt, liegt 
derzeit bei 39% (-3 Prozentpunkte seit dem Frühjahr 2015). Mehr als die Hälfte der Europäer erklärt 
sich aktuell nicht mit der Ansicht einverstanden, dass ihre Stimme in der EU zählt (54%, +4). Dabei 
handelt es sich um das immerhin dritthöchste Ergebnis für diese Ansicht seit 2004, das lediglich 
von den im Frühjahr 2014 und im Frühjahr 2015 registrierten Anteilen von 42% sowie dem im 
Herbst 2014 erhobenen Ergebnis von 40% übertroffen wird.  

 

 

 
 

	  

D72.1 Inwieweit stimmen Sie jeder der folgenden Aussagen zu oder nicht zu?
Meine Stimme zählt in der EU (% - EU)

39 38
34

36
34 35

30 31 30

38
34 33

30
26

31 31
28 29

42
40

42
39

52 53

59

54
57

55

61
57

61

53
55

57

62
65

63 64
67 66

52 53
50

54

10 9
7

10 9 10 9
12

9 9
11 10

8 9
6 5 5 5 6 7 8 7

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

GESAMT 'STIMME ZU'

GESAMT 'STIMME
NICHT ZU'

WEIß NICHT



 

 

10

  
Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union 
 
Herbst 2015 

Erste Ergebnisse 

Standard-Eurobarometer 84 

5 Meine Stimme zählt in der Europäischen Union: nationale 
Ergebnisse 

In 11 Mitgliedstaaten ist eine Mehrheit der Befragten der Ansicht, dass ihre Stimme in der 
Europäischen Union zählt (im Vergleich zu 13 im Frühjahr 2015), wobei die höchsten Anteile 
zustimmender Befragter wie bereits im Frühjahr 2015 auf Dänemark (72%), Schweden (69%) und 
Kroatien (68%) entfallen. Im Gegensatz dazu ist in Lettland (15%), auf Zypern (15%), in 
Griechenland (16%) und in Estland (17%) weniger als ein Fünftel der Bevölkerung der Meinung, 
dass ihre Stimme in der EU zählt.  

Unter den Befragten in 19 Mitgliedstaaten ist der Eindruck zurückgegangen, dass ihre Stimme in der 
EU zählt, wobei diese Anteile in Ungarn (33%, -14 Prozentpunkte), in Estland (17%, -10) und auf 
Malta (50%, -10) am deutlichsten abnehmen.  
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6 Die Zukunft der Europäischen Union: Trend 

Der Optimismus für die Zukunft der EU, der seit dem Herbst 2013 kontinuierlich zugenommen 
hatte, zeigt sich im Ergebnis der aktuellen Befragung leicht gemindert: 53% der Europäer geben 
derzeit an, die Zukunft der EU optimistisch zu sehen (-5 Prozentpunkte seit Frühjahr 2015). 
Gleichzeitig steigt der Pessimismus im Hinblick auf die Zukunft der EU (41%, +5), sodass sein Anteil 
zum ersten Mal seit dem Herbst 2013 über 40% liegt.  

 

 

 
 

	  

QA19 Würden Sie sagen, dass Sie die Zukunft der EU sehr optimistisch, ziemlich optimistisch, ziemlich pessimistisch oder sehr pessimistisch sehen?
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7 Die Zukunft der Europäischen Union: nationale Ergebnisse 

In 22 Mitgliedstaaten blickt eine Mehrheit der Befragten optimistisch in die Zukunft der EU (im 
Vergleich zu 26 im Frühjahr 2015), wobei die höchsten Anteile optimistisch gestimmter Befragter in 
Irland (76%), Rumänien (73%) und Polen (70%) registriert wurden. Die Länder am anderen Ende der 
Skala, in denen der Optimismus am geringsten ist, sind Griechenland (34% gegenüber 63% 
pessimistisch), Zypern (37% gegenüber 58%) und Österreich (40% gegenüber 56%). In diesen drei 
Ländern sowie in Frankreich (44% gegenüber 52%), in Deutschland (46% gegenüber 48%) und in 
der Tschechischen Republik (47% gegenüber 51%) zeigt sich eine Mehrheit der Befragten 
pessimistisch.  

In 25 Mitgliedstaaten hat sich der Optimismus seit dem Frühling 2015 verringert, was insbesondere 
für Deutschland (46%, -14 Prozentpunkte) und die Niederlande (58%, -13) gilt.  
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II. DIE WICHTIGSTEN PROBLEME DER EUROPÄER 

1 Die wichtigsten Probleme auf europäischer Ebene: Entwicklungen 

Die Einwanderung wird von 58% der Europäer als das wichtigste Problem betrachtet, dem die EU 
derzeit gegenübersteht, womit ihr Anteil im Vergleich zum Frühjahr 2015 um +20 Prozentpunkte 
steigt. Seit dem Frühjahr 2013 wird die Einwanderung kontinuierlich häufiger genannt: +2 
Prozentpunkte im Frühjahr 2013; +6 im Herbst 2013, +5 im Frühjahr 2014; +3 im Herbst 2014; 
+14 im Frühjahr 2015 und +20 im Herbst 2015. Nach der Einwanderung folgt an zweiter Stelle der 
Terrorismus (25%, +8 Prozentpunkte seit Frühjahr 2015 und +19 seit Frühjahr 2014)10. Die 
wirtschaftliche Lage (21%, -6), die Arbeitslosigkeit (17%, -7) und die Lage der öffentlichen Finanzen 
der Mitgliedstaaten (17%, -6) belegen den dritten bzw. mit gleich hohen Anteilen den vierten Platz 
der Rangfolge.  

 

 

 
  

	  

																																																								
10 Die Feldarbeit wurde zwischen dem 7. und 17. November durchgeführt. Insgesamt wurden mehr als drei Viertel der Interviews vor den 
Anschlägen in Paris am 13. November durchgeführt (90% der Interviews in Frankreich).	



 

 

14

  
Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union 
 
Herbst 2015 

Erste Ergebnisse 

Standard-Eurobarometer 84 

2 Die wichtigsten Probleme auf europäischer Ebene: nationale 
Ergebnisse 

In 27 Mitgliedstaaten wird die Einwanderung als das wichtigste Problem betrachtet, dem die EU 
gegenübersteht. 58% der Befragten in der gesamten EU wählen diese Antwort, zu der die höchsten 
Ergebnisse in Estland (79%) sowie in der Tschechischen Republik, Dänemark und Deutschland (je 
76%) zu verzeichnen sind, während sich das niedrigste Resultat in Spanien (39%) ergibt. Portugal ist 
hierbei das einzige Land, in dem sich die Einwanderung (31%) hinter der Lage der öffentlichen 
Finanzen der Mitgliedstaaten (38%) an zweiter Stelle der Hierarchie platziert.  

Ein Viertel der Europäer (25%) nennt den Terrorismus, der somit als das derzeit zweitwichtigste 
Problem gilt, mit dem die EU konfrontiert ist. Die Befragten in Rumänien (43%), in der Slowakei 
(39%) und in Lettland (39%) entscheiden sich dabei am häufigsten für dieses Item, das in 15 
Mitgliedstaaten Platz zwei der Rangfolge belegt.  

Die wirtschaftliche Lage erreicht auf europäischer Ebene Platz drei, wird von 21% der Europäer 
genannt und in fünf Ländern als das derzeit wichtigste Problem der EU betrachtet, nämlich in 
Griechenland (36%), in Schweden (28%), in den Niederlanden (25%), in Dänemark (22%) und in 
Slowenien (19%). Die Arbeitslosigkeit positioniert sich auf europäischer Ebene auf Rang vier (mit 
einem Anteil von durchschnittlich 17% der Europäer) und wird in drei Ländern als das derzeit 
zweitwichtigste Problem der EU angesehen: nämlich auf Zypern (43%), in Luxemburg (32%) und in 
Spanien (25%). Die Lage der öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten, die sich mit einem 
EU-weit gleich hohem Anteil (17%) ebenfalls auf Rang vier platziert, steht in Portugal an der Spitze 
der Hierarchie und in weiteren drei Mitgliedstaaten an zweiter Stelle: in Finnland (30%), in 
Österreich (28%) und in Deutschland (25%). In Italien teilen sich die wirtschaftliche Lage und die 
Arbeitslosigkeit mit gleich hohen Anteilen Platz zwei der Rangfolge (beide 25%).  
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3 Die wichtigsten Probleme auf nationaler Ebene: Entwicklungen 

Nachdem ihr Anteil seit dem Frühjahr 2015 um +13 Prozentpunkte gestiegen ist, wird die 
Einwanderung derzeit als das wichtigste Problem auf nationaler Ebene betrachtet (36%), wobei sie 
sich diese Position mit der ebenso häufig genannten Arbeitslosigkeit (36%, -6 Prozentpunkte) teilt. 
Damit befindet sich zum ersten Mal11 ein Item an der Spitze dieser Hierarchie, das nicht in direkter 
Beziehung zur Wirtschaft steht. Alle übrigen Themen werden von weniger als einem Fünftel der 
Europäer genannt: die wirtschaftliche Lage folgt an dritter Stelle (19%, -2), während sich 
Gesundheit und soziale Sicherung (14%, -4) sowie steigende Preise/Inflation/Lebenshaltungskosten 
(14%, unverändert) Rang vier teilen. Der Terrorismus belegt nach einem Anstieg seines Anteils um 
vier Prozentpunkte (11%) Platz sechs in der Rangfolge der für die Europäer auf nationaler Ebene 
wichtigsten Probleme.  

 

 

 
 

	  

																																																								
11 Seit dem Frühjahr 2003 (EB59), als diese Frage zum ersten Mal gestellt wurde. 
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4 Die wichtigsten Probleme auf nationaler Ebene: nationale 
Ergebnisse 

Die Einwanderung, die in Europa insgesamt als das wichtigste nationale Problem betrachtet wird 
(36% der Europäer nennen diese Antwort, die dabei mit der Arbeitslosigkeit gleichauf liegt), führt in 
12 Mitgliedstaaten die Rangfolge der wichtigsten Probleme auf nationaler Ebene an und wird von 
mehr als der Hälfte der Bevölkerung in Deutschland (76%), auf Malta (65%), in Dänemark (60%), in 
den Niederlanden (56%), in Österreich (56%) und in Schweden (53%) genannt. Die 
Arbeitslosigkeit belegt in 12 Ländern Platz eins der Rangfolge, wobei sie ihre höchsten Anteile auf 
Zypern (71%), in Spanien (69%), in Portugal (62%), in Kroatien (61%), in Griechenland (55%) und in 
Frankreich (54%) erzielt. Die wirtschaftliche Lage steht in der EU insgesamt an dritter Stelle und 
wird von 19% der Europäer als derzeit wichtigstes nationales Problem betrachtet: in acht 
Mitgliedstaaten ist sie dabei das am zweithäufigsten gewählte Item, führt aber lediglich in 
Rumänien die Rangfolge an, wo sie sich den ersten Platz mit dem Item Gesundheit und soziale 
Sicherung teilt. Die Antwort Gesundheit und soziale Sicherung wählen 14% der Europäer. In 
Lettland (31%) und Rumänien (29%) platziert sie sich an der Spitze der Hierarchie. Das Item 
steigende Preise/Inflation/Lebenshaltungskosten, das sich in Europa insgesamt den vierten 
Rang mit dem Item Gesundheit und soziale Sicherung teilt, positioniert sich in Litauen auf Platz eins 
der Rangfolge (47%).  
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III. DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE UND DER EURO 

1 Derzeitige Lage der nationalen Wirtschaft: nationale Ergebnisse 
und Entwicklungen 

Die Lage der nationalen Wirtschaft wird von den Europäern erneut besser bewertet als zuvor, wobei 
ihr Urteil jedoch überwiegend negativ bleibt: 40% der Befragten betrachten die Lage der nationalen 
Wirtschaft als „gut“ (+2 Prozentpunkte seit Frühjahr 2015), während 57% der Ansicht sind, sie sei 
„schlecht“ (-2). Obwohl sich die Einschätzung der nationalen Wirtschaftslage in der EU insgesamt 
verbessert, bleiben die Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern äußerst groß: wie bereits im 
Frühjahr 2015 liegen 83 Prozentpunkte zwischen dem Ergebnis in Deutschland, wo 86% die Lage 
der nationalen Wirtschaft als gut bezeichnen, und Griechenland (3%). In Deutschland (86%), auf 
Malta (85%), in Luxemburg (85%), in Dänemark (83%), in den Niederlanden (79%) und in Schweden 
(76%) beurteilen mehr als drei Vierteil der Bevölkerung die nationale Wirtschaftssituation positiv. In 
einer zweiten Ländergruppe ist diese Meinung zwar weniger weit verbreitet, kann aber immer noch 
eine Mehrheit der Befragten auf sich vereinen. Zu dieser Gruppe zählen Irland (57%), das Vereinigte 
Königreich (53%), die Tschechische Republik (51%), Österreich (51%), Polen (47% gegenüber 46% 
„schlecht“) und Estland (47% gegenüber 46%). Insgesamt überwiegt in 12 Mitgliedstaaten der 
Anteil der positiven Meinungen in dieser Frage (im Vergleich zu acht im Frühjahr 2015). In 16 
Mitgliedstaaten zeigt sich eine Mehrheit der Befragten weiterhin pessimistisch, wobei die Lage der 
nationalen Wirtschaft in Griechenland (3%), in Portugal (8%), in Spanien (9%) und in Bulgarien (9%) 
am seltensten als „gut“ bezeichnet wird.  

Der Anteil derjenigen, die die derzeitige Lage der nationalen Wirtschaft positiv bewerten, ist in 17 
Mitgliedstaaten gestiegen. Die deutlichsten Zuwächse sind dabei in Irland (57%, +10 Prozentpunkte 
seit Frühjahr 2015) und in der Slowakei (30%, +10) zu verzeichnen. In fünf Ländern bleibt die 
öffentliche Meinung in dieser Frage unverändert und in sechs Ländern geht der Anteil der positiven 
Einschätzungen zurück, nämlich in Österreich (51%, -5), im Vereinigten Königreich (53%, -3), in 
Portugal (8%, -2), in Schweden (76%, -2), in Ungarn (29%, -1) und in Litauen (37%, -1).  
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2 Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt: Trend 

Im Hinblick auf die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt sind die Europäer 
weiterhin geteilter Meinung: Nach einem Anstieg des entsprechenden Anteils um vier Prozentpunkte 
im Vergleich zum Frühjahr 2015 meint nunmehr eine knappe Mehrheit der Befragten, dass das 
Schlimmste noch bevorsteht (46%), während 44% der Ansicht sind, die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt hätten ihren Höhepunkt schon erreicht (-4 Prozentpunkte). 
Die Europäer scheinen weiterhin unsicher, was ihre Meinung zu den Auswirkungen der Krise auf den 
Arbeitsmarkt betrifft: seit Herbst 2013 hat sich das Mehrheitsverhältnis zu dieser Frage im Ergebnis 
jeder neuen Umfrage geändert.  

 

 

 
 

	  

QC1 Einige Fachleute sagen, die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt haben ihren Höhepunkt schon erreicht und die Situation wird sich langsam 
wieder bessern. Andere hingegen sind der Ansicht, dass das Schlimmste noch bevorsteht. Welche dieser Meinungen kommt Ihrer Ansicht am nächsten?
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3 Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt: nationale 
Ergebnisse und Entwicklung 

In 12 Mitgliedstaaten glaubt eine Mehrheit der Befragten, dass die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt ihren Höhepunkt schon erreicht haben. Diese Meinung wird 
am häufigsten von den Befragten in Irland (75%), in Dänemark (70%) und in den Niederlanden 
(70%) vertreten. In insgesamt neun Mitgliedstaaten teilt mehr als die Hälfte der Bevölkerung diese 
Ansicht. Am anderen Ende der Skala befinden sich 16 Mitgliedstaaten, in denen eine Mehrheit der 
Bevölkerung davon ausgeht, dass das Schlimmste noch bevor steht, wobei die Anteile dieser 
Mehrheit in Griechenland (70%), Luxemburg (64%) und Frankreich (63%) am größten ausfallen.  

In 25 Mitgliedstaaten ist der Optimismus in dieser Frage im Vergleich zum Frühjahr 2015 gesunken, 
wobei die deutlichsten Rückgänge in Griechenland (28%, -16 Prozentpunkte), in Slowenien (38%,     
-14) und in der Slowakei (43%, -12) zu verzeichnen sind. In sieben Ländern hat sich das 
Mehrheitsverhältnis im Ergebnis der aktuellen Befragung geändert, nämlich in Slowenien, in der 
Slowakei, in Bulgarien, in Finnland, in Litauen, in Schweden und in Estland. In lediglich drei Ländern, 
nämlich in Italien (57%, +7), in Kroatien (59%, +3) und in Irland (75%, +1), ist der Optimismus in 
dieser Frage gestiegen. 
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4 Erwartungen an die nächsten 12 Monate: allgemeine und 
persönliche Aspekte 

Eine Mehrheit der Europäer erwartet, dass die wirtschaftliche Lage in den nächsten 12 Monaten 
sowohl auf nationaler Ebene (44%) als auch auf EU-Ebene (42%) gleich bleiben wird. Die Anteile 
dieser Meinung sind dabei für beide Ebenen seit dem Frühjahr 2015 zurückgegangen (um -4 bzw.   
-2 Prozentpunkte). Im Vergleich zum Frühjahr 2015 blicken die Befragten zudem insgesamt 
pessimistischer in die Zukunft, sodass die negativen Erwartungen nach einem Anstieg der Anteile 
nunmehr für beide Aspekte gegenüber den positiven überwiegen. Weniger als ein Viertel der 
Europäer denkt, dass die nächsten 12 Monate hinsichtlich der wirtschaftlichen Lage in ihrem Land 
„besser“ sein werden (24%, -2 Prozentpunkte), während 26% davon ausgehen, dass die Lage 
„schlechter“ sein wird (+5). Dies gilt auch für die wirtschaftliche Lage in der EU (20%, -4, gegenüber 
26%, +7). 

Die Erwartungen der Europäer zu ihrer persönlichen Situation zeigen sich im Vergleich zum Frühjahr 
2015 wenig verändert: Etwa sechs von zehn Europäern rechnen weiterhin damit, dass die finanzielle 
Situation ihres Haushalts (62%, -1 Prozentpunkt) und ihre persönliche berufliche Situation (60%, 
unverändert) in den nächsten zwölf Monaten gleich bleiben werden. Die Anteile der Befragten, die 
optimistisch in die Zukunft blicken, bleiben unverändert (23% erwarten, dass die finanzielle 
Situation ihres Haushalts „besser“ wird; 22% meinen dies von ihrer persönlichen beruflichen 
Situation) und überwiegen dabei weiterhin gegenüber den Anteilen der pessimistisch gestimmten 
Befragten (12%, +1, bzw. 8%, unverändert, antworten mit „schlechter“).  
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5 Befürwortung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
mit einer gemeinsamen Währung, dem Euro: Trend 

Mehr als die Hälfte der Europäer unterstützt „eine Europäische Wirtschafts- und Währungsunion mit 
einer gemeinsamen Währung, nämlich dem Euro“ (56%, -1 Prozentpunkt); 37% erklären hingegen, 
gegen eine solche Union zu sein (+1). Der seit dem Herbst 2013 (EB80) kontinuierliche 
Aufwärtstrend der Befürwortung des Euro ist somit gestoppt, wobei die derzeitige negative 
Entwicklung allerdings von geringem Ausmaß ist. 

Die Unterstützung des Euro zeigt sich nach wie vor innerhalb und außerhalb des Euroraums sehr 
unterschiedlich ausgeprägt. Innerhalb des Euroraums bleibt die Befürwortung des Euro weit 
verbreitet (68%, -1 Prozentpunkt, gegenüber 26%, +1). Außerhalb des Euroraums spricht sich 
dagegen nunmehr – nachdem der entsprechende Anteil um -1 Prozentpunkt abgenommen hat – 
weniger als ein Drittel der Befragten für den Euro aus (32%), während der Anteil derjenigen, die die 
Einheitswährung ablehnen, unverändert bleibt (58%).  

 

 

 
 

	  

QA15.1 Wie ist Ihre Meinung zu den folgenden Vorschlägen? Bitte sagen Sie mir für jeden Vorschlag, ob Sie dafür oder dagegen sind.
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6 Befürwortung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
mit einer gemeinsamen Währung, dem Euro: nationale Ergebnisse 
und Entwicklungen 

In 22 Mitgliedstaaten (im Vergleich zu 21 im Frühjahr 2015) befürwortet eine Mehrheit der 
Befragten den Euro: die Anzahl der Länder, in denen diese Ansicht eine Mehrheit auf sich vereint, 
steigt somit, während die Unterstützung des Euro auf EU-Ebene abnimmt. Die Befürwortung des 
Euro erweist sich als in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich: 62 Prozentpunkte liegen 
zwischen dem Anteil seiner Unterstützer in Estland, wo sich die Befragten am häufigsten für die 
Einheitswährung aussprechen (82%), und den entsprechenden Anteilen in der Tschechischen 
Republik und im Vereinigten Königreich (beide 20%). Nach Estland setzen Luxemburg (80%), Belgien 
(79%), die Slowakei (78%), Slowenien (77%) und Irland (76%) die Reihenfolge der Länder mit 
zahlreichen Befürwortern fort. Am anderen Ende der Skala finden sich sechs nicht dem Euroraum 
angehörende Mitgliedstaaten, in denen eine Mehrheit der Befragten den Euro ablehnt: die 
Tschechische Republik (75%), das Vereinigte Königreich (73%), Schweden (71%), Dänemark (64%), 
Polen (52%) und Bulgarien (49%), 

In 18 Mitgliedstaaten hat die Unterstützung des Euro im Vergleich zum Frühjahr 2015 
abgenommen, und zwar insbesondere in Litauen (67%, -6 Prozentpunkte), in Lettland (72%, -6), in 
Ungarn (49%, -6) und in Bulgarien (37%, -6). In vier Ländern blieb sie unverändert und in sechs 
weiteren hat sie zugenommen, nämlich in Spanien (67%, +6), in Portugal (67%, +5), auf Zypern 
(49%, +5), in Belgien (79%, +4), in Polen (34%, +2) und in Griechenland (70%, +1). Zypern zählt 
somit nunmehr zur Gruppe der Länder, in denen eine Mehrheit der Befragten sich für den Euro 
ausspricht. 
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IV. VORRANGIGE THEMEN  

1 Investitionen 

Nahezu sechs von zehn Europäern stimmen zu, dass öffentliche Mittel genutzt werden sollten, „um 
auf EU-Ebene Investitionen im privaten Sektor anzukurbeln“ (58%, -1 Prozentpunkt seit Frühjahr 
2015), während 28% dem nicht zustimmen (unverändert) und 14% mit „Weiß nicht“ antworten (+1).  

In 26 Mitgliedstaaten ist eine Mehrheit der Befragten mit dieser Aussage einverstanden (im 
Vergleich zu 27 im Frühjahr 2015). Die Zustimmung zeigt sich dabei auf Malta (77%), auf Zypern 
(77%), in Deutschland (76%) und in Kroatien (75%) am weitesten verbreitet. Das Vereinigte 
Königreich (44% „stimme nicht zu“ gegenüber 41%) und Schweden (46% gegenüber 44%) sind die 
beiden einzigen Mitgliedstaaten, in denen eine Mehrheit der Bevölkerung dieser Aussage nicht 
zustimmt.  

Im Vergleich zum Frühjahr 2015 ist die Zustimmung dazu, dass öffentliche Mittel genutzt werden 
sollten, um auf EU-Ebene Investitionen im privaten Sektor anzukurbeln, in 14 Mitgliedstaaten 
gesunken, wobei die stärksten Rückgänge in Rumänien (57%, -12 Prozentpunkte) und in Estland 
(52%, -9) zu beobachten sind. In fünf Mitgliedstaaten blieb die Zustimmung zu dieser Aussage 
unverändert und in neun Ländern hat sie zugenommen, was sich in Deutschland (76%, +6) und in 
Österreich (62%, +6) am deutlichsten zeigt. 

 

 

 

	  

QC2a.5 Sagen Sie mir bitte für jede der folgenden Aussagen, ob Sie dieser voll und ganz
zustimmen, eher zustimmen, eher nicht zustimmen oder überhaupt nicht zustimmen.
Öffentliche Mittel sollten genutzt werden, um auf EU-Ebene Investitionen im
privaten Sektor anzukurbeln (% - EU)

(Herbst 2015 - Frühling 2015)

Gesamt 'Stimme 
zu'
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2 Einwanderung 

Ruft Einwanderung positive oder negative Gefühle hervor?  

Die Einwanderung von Menschen aus anderen EU-Mitgliedstaaten ruft bei einer breiten und 
zunehmenden Mehrheit der Europäer ein positives Gefühl hervor (55%, +4 Prozentpunkte seit 
Frühjahr 2015), während 38% (-2) hingegen angeben, diese mit einem negativen Gefühl zu 
assoziieren. Wenn es um die Einwanderung von Menschen von außerhalb der EU geht, sind die 
Ergebnisse und Tendenzen hingegen anders: eine Mehrheit der Europäer, deren Anteil seit dem 
Frühjahr 2015 zugenommen hat (59%, +3, gegenüber 34% mit positivem Gefühl, unverändert) 
verbindet mit der Einwanderung dieser Menschen ein negatives Gefühl.  

In 23 Ländern zeigt sich eine Mehrheit der Bevölkerung im Hinblick auf die Einwanderung von 
Menschen aus anderen EU-Mitgliedstaaten positiv eingestellt (im Vergleich zu 20 im Frühjahr 
2015). Diese positive Haltung ist in Schweden (80%), in Luxemburg (77%) und in Finnland (74%) 
am häufigsten zu beobachten. Das andere Ende der Skala bilden die Tschechische Republik (56%), 
Zypern (56%), Griechenland (50%), Italien (49%) und die Slowakei (49%), wo eine Mehrheit der 
Befragten negative Gefühle mit der Einwanderung von Menschen aus anderen Mitgliedstaaten 
verbindet.  

Der Anteil der Befragten, bei denen diese Einwanderung ein positives Gefühl hervorruft, hat in 25 
Ländern zugenommen, und zwar am deutlichsten in Belgien (59%, +13 Prozentpunkte), in Lettland 
(49%, +13), in Litauen (69%, +11) und in Bulgarien (59%, +11). Als Ergebnis dieser Entwicklungen 
haben sich die Mehrheitsverhältnisse in Belgien, Lettland und Ungarn umgedreht, sodass in diesen 
Ländern nunmehr eine Mehrheit ein positives Gefühl mit der Einwanderung von Menschen aus 
anderen EU-Ländern verbindet. 

In 25 Ländern (im Vergleich zu 23 im Frühjahr 2015) ruft die Einwanderung von Menschen von 
außerhalb der EU unter den Befragten mehrheitlich ein negatives Gefühl hervor, was insbesondere 
auf die Slowakei (86%), Lettland (86%), Ungarn (82%), die Tschechische Republik (81%) und 
Estland (81%) zutrifft. Im Gegensatz dazu sieht in Schweden (70%), Spanien (53%) und Irland 
(49%) eine Mehrheit der Bevölkerung die Einwanderung von Menschen von außerhalb der EU positiv.  

Im Vergleich zum Herbst 2015 hat 
die negative Einstellung in dieser 
Frage in 18 Ländern zugenommen, 
was sich am deutlichsten in 
Rumänien (54%, +20) und 
Slowenien (76%, +19) zeigt. In zwei 
Ländern blieb sie unverändert und in 
acht Ländern ging sie zurück, wobei 
dieser Rückgang allerdings in 
keinem Land mehr als vier 
Prozentpunkte betrug. 
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Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung 

Etwa neun von zehn Europäern meinen, dass zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen 
Einwanderung von Menschen von außerhalb der EU ergriffen werden sollten (89%, +4 
Prozentpunkte seit Frühjahr 2015). Knapp über ein Fünftel der Befragten würde vorziehen, dass 
diese Maßnahmen auf nationaler Ebene ergriffen werden (21%, +2), während 32% sich solche 
Maßnahmen vorzugsweise auf EU-Ebene wünschen (+2) und 36% (unverändert) spontan „auf 
beiden Ebenen (EU und national)“ antworten. Insgesamt würden es mehr als zwei Drittel der 
Europäer begrüßen, wenn solche zusätzlichen Maßnahmen auf EU-Ebene ergriffen würden (68%, 
+2). Lediglich 7% der Europäer meinen, dass keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich sind (-4).  

In 27 Mitgliedstaaten ist mehr als die Hälfte der Bevölkerung der Ansicht, dass die EU auf die eine 
oder andere Weise an zusätzlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung von 
Menschen von außerhalb der EU beteiligt sein sollte (Antwort „Ja, vorzugsweise auf EU-Ebene“ oder 
spontane Antwort „Ja, auf beiden Ebenen (EU und national)“). In diesen 27 Ländern bewegt sich der 
Anteil dieser Ansicht zwischen 57% in Kroatien und 87% in den Niederlanden. In 21 Ländern kann er 
dabei einen Anstieg verzeichnen, der in Slowenien (77%, +18 Prozentpunkte seit Frühjahr 2015), in 
Rumänien (64%, +13) und in Kroatien (57%, +12) am höchsten ausfällt. In vier Ländern bleiben die 
Anteile stabil. Im Vereinigten Königreich (46%, -8) – dem einzigen Land, in dem weniger als die 
Hälfte der Bevölkerung zusätzliche Maßnahmen auf EU-Ebene befürwortet –, auf Malta (76%, -8) 
und in Schweden (61%, -7) gehen sie hingegen zurück. 
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Befürwortung einer gemeinsamen europäischen Einwanderungspolitik 

Mehr als zwei Drittel der Europäer erklären, „eine gemeinsame europäische Einwanderungspolitik“ 
(68%) zu befürworten, wobei dieser Anteil allerdings im Vergleich zum Frühjahr 2015 abnimmt (-5 
Prozentpunkte). Beinahe ein Viertel spricht sich „dagegen“ (24%, +4) aus und 8% der Befragten 
antworten mit „Weiß nicht“ (+1).  

Mit einer Ausnahme befürwortet in allen EU-Ländern eine Mehrheit der Befragten „eine 
gemeinsame europäische Einwanderungspolitik“, wobei die stärkste Unterstützung dieses 
Vorschlags in den Niederlanden (83%), in Deutschland (82%), in Spanien (81%) und in Luxemburg 
(80%) zu verzeichnen ist. Obwohl die Befürworter auch hier in der Mehrheit sind, ist die Zustimmung 
zu dieser Idee in Estland (42% gegenüber 39% „dagegen“) und Lettland (48% gegenüber 38%) 
weniger weit verbreitet. Die einzige Ausnahme in dieser Frage bildet die Tschechische Republik, wo 
eine Mehrheit der Befragten eine gemeinsame Einwanderungspolitik ablehnt (55% gegenüber 37%).  

Seit dem Frühjahr 2015 hat die Unterstützung einer solchen Politik in 23 Mitgliedstaaten 
abgenommen. Im Gegensatz dazu ist die Anzahl der Befürworter einer gemeinsamen 
Einwanderungspolitik in vier Ländern gestiegen, nämlich in Griechenland, in Schweden, in Belgien 
und in Österreich. In Spanien schließlich bleibt der Anteil unverändert. 

 

	
	 	

QA15.6 Wie ist Ihre Meinung zu den folgenden Vorschlägen? Bitte sagen Sie mir für jeden
Vorschlag, ob Sie dafür oder dagegen sind.
Eine gemeinsame europäische Einwanderungspolitik (% - EU)

(Herbst 2015 - Frühling 2015)

Dafür
68 (-5)

Dagegen
24 (+4)

Weiß nicht
8 (+1)
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3 Binnenmarkt 

Die Unterstützung für die Freizügigkeit in der EU bleibt stark. Mehr als drei Viertel der Europäer 
befürworten „die Freizügigkeit der EU-Bürger, die überall in der EU leben, arbeiten, studieren und 
Geschäfte machen können“ (78%). In allen Mitgliedstaaten wird diese Freizügigkeit von einer großen 
Mehrheit der Befragten unterstützt, wobei sie in den drei baltischen Staaten Litauen (94%), Estland 
(92%) und Lettland (91%) die höchsten Anteile an Befürwortern verzeichnet. Das andere Ende der 
Skala bilden das Vereinigte Königreich (64%) und Österreich (66%), wo sich jeweils etwa zwei 
Drittel der Bevölkerung für die Freizügigkeit der EU-Bürger aussprechen.  

 

 

	 	



 

 

32

  
Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union 
 
Herbst 2015 

Erste Ergebnisse 

Standard-Eurobarometer 84 

4 Befürwortung eines Freihandels- und Investitionsabkommens 
zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten 

Eine absolute Mehrheit der Europäer unterstützt ein Freihandels- und Investitionsabkommen 
zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten (53%), während etwa ein Drittel sich 
dagegen ausspricht (32%). Allerdings setzt sich der zwischen Herbst 2014 und Frühjahr 2015 
beobachtete Abwärtstrend dieser Unterstützung fort: der Anteil der Europäer, die ein Freihandels- 
und Investitionsabkommen befürworten, geht um drei Prozentpunkte zurück, während die 
Ablehnung eines solchen Abkommens steigt (+4 Prozentpunkte).  

In 24 Ländern unterstützt eine Mehrheit der Befragten ein Freihandels- und Investitionsabkommen 
zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten (im Vergleich zu 25 im Frühjahr 
2015). Diese Unterstützung ist in Litauen (78%), in Rumänien (72%) und auf Malta (71%) am 
weitesten verbreitet. Im Gegensatz dazu lehnt mehr als die Hälfte der Bevölkerung in Österreich 
(70% „dagegen“ gegenüber 22% „dafür“) und in Deutschland (59% gegenüber 27%) ein solches 
Abkommen ab. Dies ist auch die Haltung einer Mehrheit der Befragten in Luxemburg (47% 
gegenüber 40%) und in Slowenien, wo sich das Mehrheitsverhältnis seit dem Frühjahr 2015 
umgekehrt hat (47% gegenüber 41% im Vergleich zu 42% gegenüber 46%). Im Vergleich zum 
Frühjahr 2015 ist die Unterstützung eines Freihandels- und Investitionsabkommens in 24 Ländern 
zurückgegangen, und zwar am deutlichsten in der Tschechischen Republik (49%, -13 
Prozentpunkte), in den Niederlanden (53%, -10) und in Ungarn (53%, -10). Am anderen Ende der 
Skala positionieren sich Litauen (78%, -1), das Vereinigte Königreich (62%, -1) und Österreich (22%, 
-1), wo der Anteil der Befürworter nur geringfügig sinkt. In zwei Ländern bleibt die Unterstützung 
eines solchen Freihandelsabkommens hingegen unverändert und in Belgien (59%, +6 
Prozentpunkte) und Luxemburg (40%, +3) nimmt sie sogar zu.  

 

 

QA15.5 Wie ist Ihre Meinung zu den folgenden Vorschlägen? Bitte sagen Sie mir für jeden
Vorschlag, ob Sie dafür oder dagegen sind.
Ein Freihandels- und Investitionsabkommen zwischen der EU und den USA (% - EU)

(Herbst 2015 - Frühling 2015)

Dafür
53 (-3)

Dagegen
32 (+4)

Weiß nicht
15 (-1)
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V. DIE UNIONSBÜRGERSCHAFT DER EU 

 
1 Das Gefühl, Bürger der Europäischen Union zu sein: nationale 

Ergebnisse 

Etwa zwei Drittel der Europäer haben das Gefühl, Bürger der EU zu sein (64%, -3 Prozentpunkte seit 
dem Frühjahr 2015), während knapp über ein Drittel der Befragten diese Aussage nicht bestätigen 
will (34%, +3). Eine längerfristige Analyse zeigt, dass der Anteil der Zustimmung zu dieser Aussage 
seit dem Standard-Eurobarometer vom Frühjahr 2010 (EB73), als diese Frage zum ersten Mal 
gestellt wurde, leicht zugenommen hat (62% gegenüber 37% im Frühjahr 2010).  

In 24 Mitgliedstaaten empfindet sich eine Mehrheit der Befragten als Bürger der EU (im Vergleich 
zu 27 im Frühjahr 2015). Dies gilt für mehr als drei Viertel der Bevölkerung in Luxemburg (85%), 
auf Malta (82%), in Litauen (77%), in Dänemark (76%) und in Irland (76%). In Bulgarien (47% „ja“ 
gegenüber 52% „nein“), auf Zypern (49% gegenüber 51%) und in Italien (49% gegenüber 50%) 
fühlt sich eine knappe Mehrheit der Bevölkerung nicht als Bürger der EU. In Griechenland zeigt sich 
die Bevölkerung wie bereits im Frühjahr 2015 in zwei gleich große Lager gespalten (50% gegenüber 
50%).  

Seit dem Frühjahr 2015 ist das Gefühl, Bürger der EU zu sein, in 19 Ländern zurückgegangen, was 
sich am deutlichsten in Österreich (63%, -9 Prozentpunkte) und Deutschland (74%, -7) zeigt. In der 
Zeit zwischen Herbst 2014 und Frühjahr 2015 war es dagegen in 17 Ländern gestiegen. In drei 
Mitgliedstaaten zeigt sich der Anteil der Bevölkerung, der sich als Bürger der EU empfindet, derzeit 
unverändert: Portugal (72%), Frankreich (61%) und Griechenland (50%). In sechs weiteren nimmt er 
zu, nämlich in: Slowenien (75%, +10), Spanien (75%, +6), Kroatien (66%, +3), Dänemark (76%, +2), 
Belgien (72%, +2) und Ungarn (69, +2%). 
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2 Die positivsten Errungenschaften der Europäischen Union: 
Entwicklungen 

Aus Sicht der Europäer sind der „Frieden zwischen den Mitgliedstaaten der EU“ (56%, +1 
Prozentpunkt seit Frühjahr 2015) und „der freie Verkehr von Personen, Gütern und Dienstleistungen 
innerhalb der EU“ (55%, -2) weiterhin die mit Abstand positivsten Errungenschaften der EU. Die 
Ergebnisse zu dieser Frage weisen insgesamt nur geringe Veränderungen auf und erreichen für 
beide Items erneut das Niveau vom Herbst 2014 (EB82).  

„Der Euro“ (25%, +2 Prozentpunkte) und „Studenten-Austauschprogramme wie ERASMUS“ (22%, 
+1) belegen wie schon im Frühjahr 2015 Platz drei und vier der Rangfolge. Eine Reihe weiterer 
Items werden jeweils von weniger als einem Fünftel der Europäer genannt: „die Wirtschaftskraft der 
EU“ (19%, -1), „der politische und diplomatische Einfluss der EU im Rest der Welt“ (19%, 
unverändert) und „das Niveau der Sozialleistungen (Gesundheitsversorgung, Bildungswesen, 
Rentensystem) in der EU“ (18%, =). „Die Gemeinsame Agrarpolitik“ nennen 10% der Befragten (+1).  

Im Euroraum gilt der „Frieden zwischen den Mitgliedstaaten der EU“ als wichtigste Errungenschaft 
der EU (56%), gefolgt vom freien Verkehr von Personen, Gütern und Dienstleistungen innerhalb der 
EU (54%) und dem Euro (33%). „Das Niveau der Sozialleistungen (Gesundheitsversorgung, 
Bildungswesen, Rentensystem) in der EU“ belegt Rang sechs und wird von 16% der Befragten 
genannt. Außerhalb des Euroraums steht „der freie Verkehr von Personen, Gütern und 
Dienstleistungen innerhalb der EU“ an der Spitze der Rangfolge (57%), vor dem „Frieden zwischen 
den Mitgliedstaaten der EU“ (54%) und dem „Niveau der Sozialleistungen (Gesundheitsversorgung, 
Bildungswesen, Rentensystem) in der EU“ (22%). „Der Euro“ belegt die achte und letzte Position und 
wird von 10% der Befragten genannt.  
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SCHLUSSFOLGERUNG 

Die hier analysierte Standard-Eurobarometer-Befragung (EB84) wurde vom 7. bis 17. November 
2015 und damit in einer Zeit durchgeführt, in der sich die Flüchtlingskrise, mit der die EU 
konfrontiert ist, verschärfte, da monatlich mehr als 100.000 Migranten und Flüchtlinge in die EU 
einreisten. Das Ausmaß dieser Krise spiegelt sich in den Ergebnissen dieser Befragung wider: Die 
Einwanderung konsolidiert ihre Position als das in den Augen der Europäer wichtigste Problem, 
dem die EU derzeit gegenübersteht, und wird nunmehr auch auf nationaler Ebene als dringendstes 
Problem betrachtet (mit gleich hohem Anteil wie die Arbeitslosigkeit). Die Angst vor Terrorismus 
nimmt ebenfalls weiter zu und der Terrorismus gilt somit als das zweitwichtigste Problem, mit 
dem die EU derzeit konfrontiert ist.  

Der Aufwärtstrend der Indikatoren zur Unterstützung der EU gilt als gestoppt: erneut haben mehr 
Befragte ein neutrales denn ein positives Bild von der EU. Das Vertrauen in die EU ist 
zurückgegangen, obwohl es weiterhin größer ist als das Vertrauen der Befragten in die nationalen 
Parlamente und Regierungen, das seit der Standard-Eurobarometer-Befragung vom Frühjahr 2015 
(EB83) ebenfalls gesunken ist. 

Etwa vier von zehn Europäern haben den Eindruck, dass ihre Stimme in der EU zählt. 
Dieser Anteil hat im Vergleich zum Frühjahr 2015 leicht abgenommen, bleibt aber auf einem 
höheren Niveau als die zwischen 2005 und 2013 erhobenen Anteile, die vor den Europawahlen 
2014 verzeichnet wurden. Eine absolute Mehrheit der Befragten meint allerdings weiterhin, dass 
ihre Stimme in der EU nicht zählt.  

Die Einschätzung der nationalen Wirtschaft durch die Europäer verbessert sich weiter: vier von zehn 
Befragten halten die nationale wirtschaftliche Lage für „gut“, während weniger als sechs von zehn sie 
als „schlecht“ betrachten. Dabei bestehen weiterhin große Unterschiede zwischen den Ergebnissen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten. 

Bezüglich der Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt ist die Meinung der Europäer 
gespalten: 46% der Befragten meinen indes, dass im Hinblick auf die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt das schlimmste noch bevor steht, während 44% denken, 
dass die Auswirkungen ihren Höhepunkt schon erreicht haben.  

Bezüglich der Einwanderung von Menschen aus anderen EU-Mitgliedstaaten, so hat sich die 
Einstellung verbessert und eine klare Mehrheit der Europäer verbindet nunmehr ein positives 
Gefühl mit ihr. Demgegenüber hat sich die Meinung zur Einwanderung von Menschen von 
außerhalb der EU erneut verschlechtert: nahezu sechs von zehn Europäern assoziieren ein 
„negatives“ Gefühl mit dieser Einwanderung. Eine sehr große Mehrheit der Europäer denkt, dass 
neue Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung von Menschen von 
außerhalb der EU ergriffen werden sollten, und mehr als zwei Drittel meinen, dass diese 
Maßnahmen auf EU-Ebene ergriffen werden sollten (d. h. entweder nur auf EU-Ebene oder auf 
beiden Ebenen, EU und national). Nahezu sieben von zehn Europäern sprechen sich für eine 
gemeinsame europäische Einwanderungspolitik aus, wobei die Anzahl dieser Befürworter 
jedoch im Vergleich zum Frühjahr 2015 gesunken ist. 

Etwa zwei Drittel der Europäer fühlen sich als Bürger der EU, wobei dieser Anteil allerdings im 
Vergleich zum Frühjahr 2015 leicht abgenommen hat. In 24 Mitgliedstaaten empfindet sich eine 
Mehrheit der Befragten als Bürger der EU.  

Schließlich, sind die meisten Europäer im Hinblick auf die Zukunft der EU optimistisch 
eingestellt. 






